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«BeimAbstimmenhatte ich fastPanik»
Es ist ein steiler Einstieg: Die vier neuenOstschweizerNationalratsmitglieder über ihre ersten Erfahrungen imBundeshaus.

Adrian Vögele

Es geht Schlag auf Schlag. Pas-
cal Schmid sitzt im Vorzimmer
des Nationalratssaals, in Spurt-
distanz zu seinem Platz in der
SVP-Fraktion, und macht eini-
gesgleichzeitig: Journalistenfra-
gen beantworten, die Debatte
aufdemBildschirm imAugebe-
halten, Parteikolleginnen grüs-
sen («hoi Magdalena»), den
Kaffee austrinken, bevor er kalt
ist.NurwenigeMinutenbleiben
bis zum nächsten Entscheid im
Rat.WerdenTaktnicht imGriff
hatundvielleicht gardieGlocke
ignoriert, den schrecken spätes-
tens die schletzenden Flügeltü-
renundschneidendenRufeauf:
«Abstimmen!»

Schmid, 47-jährig, Anwalt
und ehemaliger Bezirksrichter
aus Weinfelden, gehört zu den
OstschweizerNeulingen imNa-
tionalrat. Ebenfalls gerade ge-
startet sind Walter Gartmann
(SVP/SG),NinaSchläfli (SP/TG)
undKrisVietze (FDP/TG).Auch
wenn sie in Bundesbern eigent-
lich Berge versetzenwollen - an
ihrer ersten Session haben die
meistenNeugewähltenerstmal
ein Ziel: möglichst keine Fehler
machen. Er sei ehrgeizig und
wolle am liebsten alles von Be-
ginn weg können, sagt Schmid.
«Aber man braucht etwas Ge-
duld mit sich selber.» Fürs Ab-
stimmen kennt er den Kniff in-
zwischen:Wenn die zuständige
BundesrätinaufdemBildschirm
erscheint, wird es zeitlich lang-
sam knapp.

Direkt einVizepräsidium:
«EinegrosseEhre»
Dann das nächste Rätsel:
StimmtdieFraktion jetzt Jaoder
Nein? «Bei den ersten Abstim-
mungen hatte ich fast Panik»,
sagtNinaSchläfli.Dashabe sich
nach gut zwei Wochen schon
stark gebessert.

Der grosse Teil der Parla-
mentsarbeit findet aber imHin-
tergrundstatt, etwa indenKom-
missionen. Die Hackordnung
fürdie Sitzzuteilung ist klar:Die

Neuen können zwar anmelden,
wosiegernemitmachenwollen,
aber die erfahreneren Ratsmit-
glieder haben meist Priorität.
Umso mehr freut sich Schläfli,
dass ihrderSprung indieStaats-
politische Kommission (SPK)
gelungen ist - und sie gleich das
Vizepräsidium übernehmen
darf. «Das ist einegrosseEhre»,
sagt die 33-jährige Kreuzlinge-
rin. Die SPK ist unter anderem
für das Asylwesen zuständig -
einheissesEisen, das vielePoli-
tikerinnen und Politiker nicht
gerne anfassen. Bei Schläfli ist
es anders. «Ich habe da keine
Berührungsängste», sagt die
freischaffendeHistorikerinund
Mutter einer zweijährigenToch-
ter. ImGegenteil:Das Ja zurMi-
narett-Initiative 2009 war für
sie ein Hauptgrund, in die Poli-
tik einzusteigen. «Wir dürfen

dasThemaMigration nicht ein-
fach der SVP überlassen.»

In der SPK startet auch Pas-
cal Schmid. «Das freutmich, es
war meine Wunschkommis-
sion», sagt er. Zusätzlich erhielt
er, was bei Neugewählten im
Nationalrat eher selten ist, einen
zweiten Kommissionssitz - in
derGerichtskommission. Inter-
essiert hätte ihnauchdieSicher-
heitskommission (SIK), er zitiert
den römischen Dichter Cicero:
«WennduFriedenwillst, berei-
te denKrieg vor.»

Zugleich Jahresabschluss
inderFirma
EinenSitz inderSIKbekommen
hatWalter Gartmann ausMels.
Gegen Ende der ersten Session
fühle er sich im Bundeshaus
schon fast heimisch, sagt der
54-Jährige. Zugute kommt ihm

- wie auch den anderen drei
Neugewählten - die langjährige
ErfahrungausdemKantonspar-
lament. «Doch im Kantonsrat
hiess es oft: Dieses Thema kön-
nen wir nicht regeln, das ist Sa-
che des Bundes. Jetzt ist es na-
türlich spannend, auf der natio-
nalenEbeneweiterzuarbeiten.»
Gartmann, Präsident der SVP
Kanton St.Gallen, sagt, er habe
an früheren Wahlen sozusagen
als«Lokführer» teilgenommen.
«Diesmal sagte ichmir:Wennes
nochetwasgibt, das ichpolitisch
erreichen will, dann einen Na-
tionalratssitz.» Dennoch sei er
mit einer gewissen Unbeküm-
mertheit in denWahlkampf ge-
stiegen.

Gartmann istUnternehmer,
vierfacher Vater und überzeug-
ter Milizpolitiker. Es sei gerade
in derWintersession nicht ganz

einfach, Bundespolitik und
Arbeit aneinandervorbeizubrin-
gen. «ImGeschäft sind die De-
zemberwochen die strengsten
des Jahres.» Er habe wegen des
Berufs aufdeneinenoder ande-
ren Abendtermin in Bern ver-
zichtet.

«Sie lesenuns jeden
WunschvondenAugenab»
Oftaber sinddieParlamentarie-
rinnen und Parlamentarier in
Bern von früh bis spät mit Poli-
tik beschäftigt, «7 bis 22 Uhr»,
sagt Kris Vietze, als sie aus dem
Ratssaal indieWandelhalle tritt,
und lacht. Die Fülle an neuen
Aufgabensei sehrgross, derEin-
stieg werde den Neugewählten
aber möglichst leicht gemacht.
«Es ist alles perfekt organisiert.
Die Parlamentsdienste lesen
uns fast jedenWunsch von den

Augen ab.» Vietze ist Wirt-
schaftsprüferin,Unternehmerin
und unter anderemPräsidentin
der Industrie- undHandelskam-
mer Thurgau. Klar, dass sie am
liebsten gleich in die Kommis-
sion fürWirtschaftundAbgaben
(WAK)eingestiegenwäre.Diese
ist aber für neueRatsmitglieder
sehr schwer zuerreichen, und in
der FDP ist der Andrang erst
recht gross. Berücksichtigtwur-
de jedochVietzes zweite Priori-
tät, die Kommission für Soziale
Sicherheit und Gesundheit
(SGK). «Auch das ist eine span-
nende Kommission», sagt die
Frauenfelderin. «Die SGK be-
arbeitetThemen, indenenesoft
schwer ist, Lösungen zu errin-
gen.» Die 55-jährige Mutter
zweier erwachsener Kinder
packt es gernan.«IchbinGene-
ralistin.»

Damit geht für die vierNeu-
eneinehektischeAnfangsphase
allmählich zuEnde.Undspätes-
tens imMärz,wenndasBundes-
parlamentdasnächsteMal tagt,
wird ihnen schon vieles altbe-
kannt vorkommen.

Nina Schläfli (oben Mitte, im Gespräch mit Tamara Funiciello), Pascal Schmid (oben rechts), Kris Vietze (unten rechts) und Walter Gartmann
(mit Sitznachbar Lukas Reimann). Bilder: Keystone

Götte im Gremium für
grosse Krisen

Ihr Name wirkt unauffällig. Doch
die Finanzdelegation, abgekürzt
FinDel, gehört zu denmächtigs-
ten Gremien des Bundesparla-
ments.Weil sie immer dann zum
Zug kommt, wenn der Bundesrat
in einer Notlage rasch handeln
muss und dafür sofort sehr viel
Geld braucht.

Die FinDel zählt nur sechs
Personen, drei Nationalrats- und
drei Ständeratsmitglieder. Zu ih-
nen gehört neu auch Michael
Götte (SVP/SG), der seit Juni im
Nationalrat sitzt. In der Vergan-
genheit hat die FinDel zum Bei-
spiel im Fall Swissair und in der
Coronakrise Entscheide gefällt.
Im letzten Frühling segnete sie
das Milliardenpaket zur Rettung
der Credit Suisse ab. (av)

Gemeindensindfinanziell solideaufgestellt
Die grosseMehrheit der politischenGemeinden imThurgau schloss 2022mit einemErtragsüberschuss ab.

Die Thurgauer Gemeinden bli-
cken insgesamt auf ein erfreuli-
ches Rechnungsjahr 2022 zu-
rück. 68 der 80 politischen Ge-
meinden schlossen das
Rechnungsjahr 2022mit einem
Ertragsüberschuss oder ausge-
glichen ab.

Selbstfinanzierungsgrad
über 100Prozent
Die Finanzkennzahlen zeigen
bei der Mehrheit der Gemein-
deneinenproblemlosenFinanz-
haushalt an. Insbesondere ver-
fügen die Thurgauer Gemein-
den über genügend
Eigenkapital. Der Selbstfinan-
zierungsgrad lag 2022, wie be-
reits 2021 und 2020, bei über
100Prozent.

Leicht getrübt wird das Ge-
samtbilddadurch,dass achtGe-

meindeneinenhohenNettover-
schuldungsquotienten aufwei-
sen. Über alle Gemeinden
gesehen ist die Verschuldungs-
situation jedoch problemlos.

Eigenkapitalausstattung
überall gutbis sehrgut
Die Thurgauer Gemeinden ha-
ben ein komfortables Eigenka-
pitalpolster. Der Bilanzüber-
schuss summierte sich2022auf
136 Prozent der direkten Steu-
ern, es sind also Reserven vor-
handen, umkünftige Aufwand-
überschüsse zu decken. Alle 80
politischen Gemeinden haben
eine gute oder sehr gute Eigen-
kapitalausstattung.

Im Jahr 2022 konnten die
Thurgauer Gemeinden im
Schnitt ihre Investitionen voll-
umfänglich durch selbst erwirt-

schaftete Mittel finanzieren.
DieswirddurchdenSelbstfinan-
zierungsgrad angezeigt. Er lag
2022 wie bereits in den beiden
Jahren davor bei über 100 Pro-
zent.

Unproblematische
Verschuldungssituation
Die Thurgauer Gemeinden ha-
ben insgesamt eine unproble-
matische Verschuldungssitua-
tion.Allerdings ist inden letzten
Jahren die Zahl derGemeinden
mit einer hohen Bruttoschuld
gestiegen. 2022warendieBrut-
toschulden in elf Gemeinden –
zweimehrals imVorjahr –hoch,
das heisst, sie summierten sich
auf über 150 Prozent des Lau-
fendenErtrags. In vierGemein-
den überschritt der Bruttover-
schuldungsanteil die 200-Pro-

zent-Marke:Tobel-Tägerschen,
Hüttlingen, Amriswil und
Egnach.

Die Mehrheit der Gemein-
den verfügt über ein Nettover-
mögen.FünfGemeindenhatten
2022einehoheNettoschuldvon
mehrals 2500FrankenproEin-
wohnerin oder Einwohner zu
tragen (Vorjahr: vier). Der Net-
toverschuldungsquotient gibt
an, welcher Anteil der direkten
Steuern nötig ist, umdieNetto-
schulden abzutragen; in acht
Gemeinden lag dieser in einem
Bereich, der als schlecht gilt.

35der80Gemeinden
haltenalleRichtwerteein
2022hielten35der80Thurgau-
erGemeindenbei allenFinanz-
kennzahlen die Richtwerte ein,
bewegten sich also überall in

einemproblemlosenoder sogar
guten Bereich. Dies ist eineGe-
meinde weniger als 2022. 22
Gemeinden verpassten den
mittlerenodergutenBereichbei
einerKennzahl. 23Gemeinden,
drei mehr als im Vorjahr, lagen
bei mindestens zwei Kennzah-
len in einem Bereich, der nicht
mehr als gut oder problemlos
gilt. Alle 80Gemeindenzusam-
men erzielten 2022 einen Er-
tragsüberschuss von37,3Millio-
nen Franken. Dies sind 0,7Mil-
lionenFrankenoder 1,9Prozent
weniger als im Vorjahr, jedoch
3,1 Millionen Franken oder 9
Prozentmehr als 2020. (red)

Statistische Mitteilung «Finanz-
kennzahlen der Politischen
Gemeinden 2022» auf
www.statistik.tg.ch

UVP:Frist aufdrei
Monate verlängert
Fristen Der Thurgauer Regie-
rungsrat hat die Änderung der
VerordnungzurUmweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVP) geneh-
migt. Das zentrale Element der
Revision ist die Verlängerung
der Fristen. Zudemwurde auch
die Praxis der Vorbesprechun-
gen von Voruntersuchung und
Pflichtenheft indieVerordnung
aufgenommen.

Die Fristen für die Umwelt-
schutzfachstelle sind inderVer-
ordnungzurUmweltverträglich-
keitsprüfung geregelt. DieOrd-
nungsfrist beträgt seit 1996zwei
Monate. Alle am UVP-Prozess
beteiligtenFachstellenhaben je-
doch festgestellt, dass die Frist
vonzweiMonatenaufgrundder
komplexen Unterlagen in der
Regel nicht eingehaltenwerden
kann.DaherhatderRegierungs-
rat die Ordnungsfrist auf drei
Monate erhöht. (red)


